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die Kandidaten des Bücherrevisoren-Berufes die gleichen Ausweise
oder Diplom einer Handelsschule mit mindestens drei Jahreskursen
oder Fachdiplom für Buchhalter oder Nachweis der Eignung durch
entsprechende praktische Tätigkeit, KoUegiengelder und Semesterbeiträge.

Das Schweizerische Tropeninstitut in Basel

Ausbüdung von Pflanzern, Zuckerchemikern, Kaufleuten und
anderer Interessenten für die Tätigkeit in den Tropen. Keine
Aufnahmeprüfung für Inhaber genügender Fachausweise und Akademiker.

Zweisemestrige Fachkurse, durchgeführt in Verbindung mit der
Universität. Das Institut dient überdies der wissenschaftlichen
Forschung, der Sammlung von Tropenhteratur und der Pflege Tropen-
kranker.

Die privaten Missionsanstalten
Hochschulcharakter haben auch das Missionsseminar der

Evangehschen Missionsgesellschaft in Basel und die Pilgermissionsanstalt
«St. Chrischona».

KANTON BASELLAND

Gesetzhche Grundlagen

Schulgesetz vom 13. Juni 1946 mit Nachtrag vom 7. Mai 1950.

Schulordnung vom 30. Dezember 1948 mit Nachträgen vom 18. Ja¬

nuar 1952 und vom 13. Aprü 1954.

Lehrplan für die Primarschulen vom 14. März 1947.

Lehrplan für die Realschulen vom 14. März 1947.

Lehrplan und Richtlinien für den Mädchenhandarbeitsunterricht vom
30. November 1948.

Reglement für die baseUandschafthchen Kindergärten vom 19. Mai
1953.

Reglement betreffend das Schulturnen vom 15. Februar 1949.

Reglement über die aUgemeinen Fortbüdungsschulen vom 15. Fe¬

bruar 1949.
Verordnung über das hauswirtschafthche Büdungswesen vom 18. No¬

vember 1948.
Reglement über die hauswirtschafthchen Fortbüdungsschulen vom

11. Mai 1951.
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Lehrplan für die Fortbüdungsschulen vom 20. Oktober 1949.
Landratsbeschluß betreffend die Einführung einer ganzjährigen land¬

wirtschafthchen Fortbüdungsschule vom 29. November 1941.

Abkommen betreffend PrimarlehrerausbUdung vom 27. Februar 1948.

Vereinbarung über die Aufnahme von Schülern und Schülerinnen aus
dem Kanton Basel-Landschaft in die baselstädtischen Schulen
vom 15. Juni/5. Juh 1946.

Weisungen über den schulärztlichen Dienst in den öffentlichen Schu¬
len vom 1. Dezember 1943.

1. Die Kleinkindersehule

Die Kleinkinderschulen sind freiwillige Schöpfungen, deren Träger
Gemeinden, Vereine oder Private sind. Sie erhalten Staatsbeiträge,
sofern sie sich dem vom Regierungsrat erlassenen Reglement
unterstehen. Eintrittsalter: Drittes bis viertes Altersjahr. Kleines Schulgeld.

Es bestehen 60 Kleinkinderschulen, verstreut über das ganze
Kantonsgebiet. Viele von ihnen haben den Charakter von Kinder-
bewahranstalten.

2. Die Primarschule

Schulpflicht

Kinder, die vor dem 1. Januar das sechste Altersjahr zurückgelegt

haben, werden auf Beginn des nächsten Schuljahres schulpflichtig.
Ein früherer Eintritt ist nicht gestattet.

Die Schulpflicht dauert acht Jahre. Schuljahrbeginn im Frühling.
Jährhche Dauer mindestens 41 Wochen.

Die Gemeinden können für Schwachbegabte Primarschüler
gemeinde- oder kreisweise Hüfsklassen errichten. Der Staat leistet an
die Betriebskosten außer den ordenthchen Beiträgen an die
Lehrerbesoldungen noch besondere Beiträge. Geistig zurückgebliebene
Schüler, die sich auch zur Aufnahme in die Hilfsklasse nicüt eignen,
sind nach Vorschrift des Gesetzes in einer Anstalt unterzubringen.

Handarbeitsunterricht für Mädchen: Obhgatorisch im dritten
bis achten Schuljahr. Hauswirtschaftsunterricht für Mädchen:
Gemeindeobhgatorium des Kochunterrichtes im achten Schuljahr.

Handarbeitsunterricht für Knaben: Obhgatorium im sechsten
bis achten Schuljahr. Ein erweiterter Handarbeitsunterricht wird von
der 4. bis 8. Klasse fakultativ durchgeführt.



130 Die Schulorganisationen der einzelnen Kantone

Lehrmittel und Schulmaterial

Der Erziehungsrat beschließt die Lehrmittel auf Antrag der
Lehrmittelkommission. Herausgeber ist die Erziehungsdirektion. Die Ver-
teüung an die Schulen erfolgt auf Kosten des Kantons durch die
kantonale Lehnnittelkommission. Lehrmittel, die mehrere Jahre
durch denselben Schüler benützt werden (Gesangbuch, Rehgionsbuch,
Schweizer- und Kantonskarte usw.) gehen in sein Eigentum über; die

übrigen Lehrmittel werden leihweise abgegeben.
Die kantonale Lehrmittelverwaltung besorgt Einkauf und Abgabe

des Schulmaterials. Die Schüler erhalten das Schulmaterial
unentgelthch. Die Kosten gehen zu Lasten der Gemeinden.

Schularztdienst

Die Schulpflege wählt einen Schularzt, dem die ärztliche
Untersuchung und Überwachung der Schüler übertragen ist und der auch
auf den Gesundheitszustand der Lehrerschaft zu achten hat. Die
Reihenuntersuchungen werden vorgenommen bei den Schülern des

ersten, vierten und achten Schuljahres. Der Untersuch hat sich auf
den aUgemeinen Gesundheitszustand und spezieU auf Tuberkulose
zu erstrecken. Die Kosten des schulärzthchen Dienstes werden vom
Staat und von den Schulgemeinden bezahlt.

S chulz ahnarztdienst

Die Einführung der Schulzahnpflege erfolgt durch Beschluß der
Einwohner- beziehungsweise Schulgemeinde. Die Oberaufsicht führt
die Erziehungsdirektion, die auch die Schulzahnärzte bestimmt. Die
systematische Durchsanierung beginnt grundsätzlich bei den
Erstkläßlern. Die Schüler haben sich zweimal jährhch einer KontroUe
und Behandlung zu unterziehen. Die Behandlungskosten gehen zu
Lasten der Eltern; Untersuch und Prophylaxe sowie die Verwaltungskosten

bezahlen die Gemeinden. Der Staat übernimmt die
Drucksachenkosten. Die Ausübung der zahnärztüchen Praxis erfolgt auf
Grund eines zwischen der Erziehungsdirektion und den einzelnen
Schulzahnärzten nach dem Pauschalsystem abgeschlossenen
Arbeitsvertrages.

Bessere Ernährung und Bekleidung armer Schulkinder

An die Kosten der Schulgemeinden für die Ernährung und
Bekleidung bedürftiger Schulkinder leistet der Staat Beiträge.
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3. Die Sekundärschule und die Realschule

a. Als Sekundärschulen werden Primaroberschulen (6. bis 8.

Klasse) mit obügatorischem Französisch-Unterricht bezeichnet.

b. Realschulen: Sie bereiten auf die Berufsschulen und höhere
Lehranstalten vor und können progymnasialen Charakter haben. Die
ersten drei Jahreskurse sind obhgatorisch, der vierte Jahreskurs ist
fakultativ. Die Realschulen schließen an die 5. Primarklasse an.
Koedukation. Der Mädchenhandarbeitsunterricht ist in allen Schulen
und Klassen obhgatorisch, ebenso Hauswirtschaft und Knabenhandarbeit.

Kein Schulgeld. Die Beschaffung und die Abgabe der
Lehrmittel und Schulmaterialien gehen auf Staatskosten.

4. Die beruflichen Fortbüdungsschulen

a. Gewerbliche Fortbildungsschulen
Gewerbhche Fortbüdungsschulen werden in vier Gemeinden

geführt. Daneben bestehen eine freiwillige Berufswahlklasse und eine
Vorlehrklasse.

b. Kaufmännische Fortbildungsschulen
Vom Kaufmännischen Verein wird eine kaufmännische

Fortbüdungsschule in Liestal geführt.

5. Die allgemeinen, die landwirtschafthchen
und die hauswirtschafthchen Fortbüdungsschulen

a. Allgemeine und landwirtschaftliche
Fortbildungsschulen

Schulzweck : Geistige Förderung, vorab in der Muttersprache und
in der Vaterlandskunde, sowie Hebung der beruflichen Kenntnisse.
Jede Primarschulgemeinde soü eine Fortbüdungsschule führen, und
in vorwiegend ländlichen Gemeinden soU eine landwirtschafthche
Fortbüdungsschule errichtet werden. Kantonales Obhgatorium für
aüe Jünglinge, die im 17. und 18. Altersjahr stehen, sofern sie nicht
eine höhere Mittelschule oder eine berufliche Fortbüdungsschule
besuchen. Das Schuljahr umfaßt 80 Unterrichtsstunden, die auf ein
ganzes Jahr oder auch auf ein Halbjahr verlegt werden können.
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b. Hauswirtschaftliche Fortbildungsschulen
Für die Mädchen wird ein obhgatorischer hauswirtschafthcher

Unterricht durchgeführt mit mindestens 360 Unterrichtsstunden im
Jahr. Eintrittsalter: 18. Altersjahr.

6. Die voUen Berufsschulen

Die kantonale landwirtschaftliche Schnle in Liestal

Zwei Winterkurse. Aufnahme nach zurückgelegtem 17. Altersjahr.
Unterricht und Lehrmittel sind unentgelthch. Auch die Kosten für
das Übernachten werden von der Schule getragen; dagegen wird ein
Verpflegungsgeld erhoben.

7. Lehrerbüdung

Der Kanton führt eigene Patentprüfungen durch, läßt die
Kandidaten und Kandidatinnen aber in auswärtigen Lehrerbüdungsanstalten

vorbereiten.

8. Die Maturitätsschulen

Dem Landrat steht das Recht zu, im BedarfsfaUe die Errichtung
höherer Mittelschulen zu beschließen. Es stehen auf Grund einer
Vereinbarung zwischen den Kantonen Baselstadt und BaseUand die
Mittelschulen, Lehrerbüdungsanstalten und die Berufsschulen des

Kantons Baselstadt auch den Schülern des Kantons BaseUand offen.

KANTON SCHAFFHAUSEN

Gesetzliche Grundlagen

Verordnung über die Kleinkinderschulen, Kindergärten, Krippen
und Schülerhorte vom März 1956.

Schulgesetz vom 5. Oktober 1925. Teürevision vom 27. Dezember
1954.

Dekret des Großen Rates über die Obliegenheiten und Befugnisse der
Schulbehörden, des Erziehungsrates und der Erziehungsdirektion
vom 25. Aprü 1927.
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